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6. Motion von Simon Vogel, Celina Hug, Felix Meier, Anders Stokholm, Petra Merz-

Helg, Andreas Wirth, Mathias Dietz vom 28. Februar 2024 "Standesinitiative für 

eine gesicherte Teilnahme der Schweiz an Erasmus+" (20/MO 55/650) 

 

Beantwortung 

 

Präsident: Die Antwort des Regierungsrates liegt schriftlich vor. Das Wort haben zuerst 

die Initianten, vertreten durch Kantonsrat Simon Vogel. 

 

 

Diskussion 

 

Simon Vogel, GRÜNE: Ich freue mich, dass wir es schaffen, das Traktandum heute noch 

zu behandeln, denn wir haben auf der Tribüne bereits Besuch aus dem Ständerat, der 

vielleicht das Anliegen einmal im Ständerat vertreten kann. Ich bedanke mich im Namen 

der Motionärinnen und Motionäre für die gute Unterstützung der Motion bereits bei der 

Einreichung und auch für die schnelle und positive Antwort seitens der Regierung. Damit 

haben wir die Möglichkeit, die Standesinitiative schnell nach Bern zu überweisen. Der Hin-

tergrund der Standesinitiative ist klar: Die Schweiz soll wieder Vollmitglied beim europäi-

schen Forschungs- und Bildungsprogramm Erasmus+ werden. Seit zehn Jahren sind wir 

nur noch als Drittstaat dabei und setzen deshalb unsere eigene Ersatzlösung um, damit 

Schweizer Studierende immerhin eine Möglichkeit haben, am europäischen Austausch 

teilzunehmen. Diese Schweizer Lösung ist jedoch mit vielen Einschränkungen verbunden 

und bietet gerade für Organisationen im Jugendbereich, Studierende und Auszubildende 

nicht die gleiche Vielfalt an Möglichkeiten. Zudem ist der administrative Aufwand dieser 

Lösung beachtlich. So hat die Universität Zürich über 400 Einzelverträge, um den Aus-

tausch mit den europäischen Partnern zu ermöglichen. Eine Vollmitgliedschaft ermöglicht 

der Schweiz, wieder an allen Austauschprogrammen teilzunehmen, den vollen Zugang zu 

europäischen Universitäten und eigene Projekte, welche durch die Schweiz koordiniert 

werden können, anstatt nur an Projekten teilzunehmen und diese zu finanzieren. Mit dem 

neuen Verhandlungsmandat mit der Europäischen Union (EU) sind die Chancen nun in-

takt, dass die Schweiz wieder als Vollmitglied bei Erasmus+ assoziiert werden kann. Damit 

dies gelingt, müssen zum einen die Verhandlungen zwischen der Schweiz und der EU 

positiv verlaufen. Gleichzeitig muss jedoch zum anderen auch eine entsprechende Finan-

zierungsbotschaft vom nationalen Parlament verabschiedet werden. Mit der Standesiniti-

ative fordern wir vor allem Letzteres, senden jedoch auch ein klares Signal für die Ver-

handlungen an den Bundesrat: Der Kanton Thurgau will wieder eine Vollmitgliedschaft von 

Erasmus+. Dieses Anliegen wird auch in diversen anderen Kantonsparlamenten diskutiert, 

und vereinzelt wurden bereits entsprechende Standesinitiativen überwiesen. Es ist wich-

tig, dass hier die Kantone ein klares Zeichen an den Bund senden, denn die Bildung ist zu 
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einem grossen Teil Sache der Kantone, während jedoch die Umsetzung und Assoziierung 

an Erasmus+ vollständig beim Bund liegen. Mit der Überweisung und Unterstützung durch 

den Kanton Thurgau zeigen wir auch: Erasmus+ ist breit verankert und wichtig für alle, 

nicht nur für die Studierenden und die grossen Hochschulkantone. Bildung und Forschung 

sind für mich die wichtigsten Güter der Schweiz, und als Einwohner eines Landes im Her-

zen Europas ist es mir ein zentrales Anliegen, dass wir gemeinsam mit Europa die Bildung 

und Forschung voranbringen. Erasmus+ bietet hierzu eine hervorragende Möglichkeit. Ich 

danke für die Unterstützung der Standesinitiative, die GRÜNE-Fraktion tut dies ebenfalls. 

 

Celina Hug, GLP: Auch ich danke dem Regierungsrat für die positive Beantwortung der 

Standesinitiative. Obschon wir ausserhalb von Erasmus+ über zahlreiche bilaterale Aus-

tauschprogramme verfügen, bietet die Teilnahme am Erasmus+-Programm zusätzliche 

Möglichkeiten, die die Bildungslandschaft der Schweiz und unseres Kantons bereichern 

und stärken können. Es geht also um die Möglichkeit, durch Erasmus+ zusätzliche Vorteile 

zu realisieren. Besonders als Land mit einem dualen Bildungssystem würde die Schweiz 

nicht nur vom Hochschulsektor von Erasmus+ profitieren. Dank seiner vielfältigen Ele-

mente fördert Erasmus+ die Entwicklung eines umfassenden Bildungs- und Austausch-

systems, das weit über den herkömmlichen Studierendenaustausch hinausgeht. Die Voll-

mitgliedschaft eröffnet uns einfache Wege für Lernende und Lehrende, um durch Aus-

tauschprogramme internationale Erfahrungen zu sammeln, Kompetenzen zu erweitern, 

Sprachkenntnisse zu verbessern und ein tiefgreifendes kulturelles Verständnis zu entwi-

ckeln. Diese Erfahrungen sind überaus wertvoll in einer globalisierten Welt, in der interkul-

turelle Kompetenzen und Flexibilität zunehmend gefragt sind. Darüber hinaus profitieren 

unsere Studierenden von mehr europäischen Uni-Optionen und weniger Bürokratie und 

Planungsaufwand. Die GLP-Fraktion spricht sich ganz grundsätzlich für eine verstärkte 

und vertiefte Zusammenarbeit mit Europa aus. Die Rückkehr zur vollständigen Teilnahme 

an den Programmen von Erasmus+, aber auch von "Horizont Europa" würde nicht nur eine 

Steigerung der Bildungsqualität und eine breitere internationale Vernetzung, sondern auch 

eine Stärkung der regionalen Wirtschaft und eine Verbesserung der Karrierechancen für 

junge Menschen bedeuten. Mit Annahme dieser Initiative senden wir nicht nur ein klares 

Signal nach Bundesbern, dass insbesondere für die Bildung, deren Verantwortung hier bei 

uns im Kanton liegt, die Verhandlungen essentiell sind und diese vorangetrieben werden 

müssen. Auch erinnern wir als Grenzkanton den Bund wieder einmal daran, dass ein gutes 

oder schlechtes Verhältnis zum Nachbarn "ennet" der Grenze die Grenzkantone unmittel-

bar stärker betrifft als das ferne Bern. 

 

Mathias Dietz, Die Mitte/EVP: Ich muss gar nicht mehr viel sagen; vieles ist geschrieben, 

vieles ist gesagt. Einfach Folgendes: Die Fraktion Die Mitte/EVP stimmt der Motion gross-

mehrheitlich zu. Ich danke Ratskollege und Mitinitiant Simon Vogel ganz herzlich für die 

Initiative und die Arbeit sowie dem Regierungsrat für die sehr positive Antwort. Und so 
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komme ich bereits zum Schluss meines Votums. Ich gebe die Aussage eines Kollegen 

aus der Fraktionssitzung wieder; eines Mannes, der Bescheid weiss, der aus der Bildung 

kommt. Er hat gesagt, wenn man dieser Motion nicht zustimme, dann sei es schlecht be-

stellt um unsere Bildung in der Schweiz; dann gehe die Bildung vor die Hunde. Und das 

wollen wir nicht. 

 

Peter Schenk, EDU/Aufrecht: Auch die Fraktion EDU/Aufrecht ist für Bildung. Die meisten 

Mitglieder der Fraktion sehen es wie der Regierungsrat und wollen die Motion grossmehr-

heitlich als erheblich erklären. 

 

Anders Stokholm, FDP: Auch seitens der FDP-Fraktion sind wir sehr erfreut über die 

Unterstützung der Regierung für die Standesinitiative zur Vollassoziierung der Schweiz bei 

Erasmus+. Wir unterstützen die Standesinitiative einstimmig. Sie soll dazu beitragen, dass 

der Bundesrat mit einem klaren Mandat in die entsprechenden Verhandlungen mit der EU 

tritt. So sehr wir uns über die Unterstützung freuen, so sehr bedauern wir, dass ein solcher 

Effort überhaupt notwendig ist. Das Verhältnis der Schweiz zur EU ist leider nach wie vor 

in vielen Punkten nicht geklärt, und dafür ist nicht allein der Bundesrat zuständig oder 

verantwortlich, auch nicht nur die EU, sondern auch wir Schweizerinnen und Schweizer. 

Die FDP-Fraktion ist klar der Auffassung, dass wir das Verhältnis der Schweiz zur EU 

endlich auf klare und nachhaltige vertragliche Grundlagen stellen sollten. Dies soll part-

nerschaftlich geschehen, was impliziert, dass wir auch seitens der Schweiz unseren Anteil 

zu leisten haben. Früher habe ich bei den Griessköpfli immer die Rosinen herausgepickt; 

und zwar nicht, weil ich sie gerne mochte, sondern weil ich das Würgen von ihnen bekam. 

Von den Rosinen kann man das Würgen bekommen, auch und gerade im Verhältnis zur 

EU. Die Notwendigkeit unseres Vorstosses zu Erasmus+ zeigt, dass die Zeit des Begnü-

gens mit den Rosinen vorbei ist, sonst kommt das Würgen. Klare Mandate sind notwendig 

im Bildungsbereich und bei vielen weiteren Themen. "En Guete!" 

 

Felix Meier, SP und Gew.: Die Motion ist eigentlich ein Selbstläufer. Man kann sich dabei 

aber nicht immer ganz sicher sein, denn bei einigen von uns löst ja alles, was aus Brüssel 

kommt, einen Pawlowschen Reflex aus und wird grundsätzlich abgelehnt. Zudem muss 

ich ehrlicherweise sagen, dass die Nachrichten von gestern, wonach die EU die Zwischen-

bilanz aus den Verhandlungen mit Bundesrat Ignazio Cassis nicht ziehen will, weil zu we-

nige Fortschritte erzielt wurden, nicht gerade positiv stimmt für dieses Dossier. Aber als 

Grosser Rat behandeln wir eigentlich ganz selten – beinahe nie – Vorstösse, die auf die 

Zukunft abzielen. Wir behandeln sehr viele Dinge, die die Vergangenheit oder deren Be-

wältigung zum Thema haben, wie heute ja – zu Recht – auch. Aber wir greifen – wie übri-

gens auch die Bundespolitik, ich glaube, das letzte Gesetz, das vorausschauende Wirkung 

hatte, war das Raumplanungsgesetz von 1967 – selten aktiv in die Gestaltung der Zukunft 

ein. Hier haben wir eine Chance für unsere Nachkommen. Für uns wird es wahrscheinlich 
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nicht mehr reichen, sicher nicht für mich. Aber wir können hier für unsere Nachkommen 

eine Chance schaffen, und zwar nicht nur für Intellektuelle – das löst ja bei gewissen Leu-

ten auch einen Anti-Reflex aus, wenn wir von Intellektuellen reden –, sondern dieses Eras-

mus+ ist für alle – also auch für Lernende, Handwerkerinnen und Handwerker – in jugend-

lichem Alter. Diese können von diesen Programmen profitieren, und ich möchte Sie drin-

gend auf das hinweisen, was eine Kollegin mir vor einigen Monaten – bald Jahren? – 

beigebracht hat: dass wir auch in der Dimension der Enkeltauglichkeit denken müssen. 

Meines Erachtens ist das ein wunderbarer Begriff. Zum Schluss noch ein persönliches 

Aperçu: Ich habe in meinen zwölf Jahren als Professor für Internationale Beziehungen an 

zwei Universitäten im Bereich des Mittelmeeres dieses Programm erlebt. Es war etwas 

zynisch. Ich selbst hätte gerne auch davon profitiert, durfte aber als Schweizer nicht mit-

machen, während meine beiden Gaststaaten, Malta und Zypern, die in diesem Moment 

Beitrittskandidaten waren, vollständig von diesen Programmen profitieren konnten. Und 

ich kann Ihnen versichern, dass die Leute – und ich habe diese zum Teil sehr, sehr aktiv 

dabei unterstützt, von diesen Programmen Gebrauch zu machen – komplett positiv verän-

dert von diesen Auslandaufenthalten zurückkamen. Und es heisst ja nicht umsonst, dass 

es Lehr- und Wanderjahre gibt; das singen wir manchmal in gewissen Liedern und bemü-

hen es bei Sonntagsreden. Hier haben wir die Chance, allen – der gesamten jugendlichen 

Bevölkerung, die in Ausbildung ist – diese Lehr- und Wanderjahre zu ermöglichen. In die-

sem Sinne bitte ich Sie auch im Namen und Auftrag der beinahe grösstmöglichen Mehrheit 

der Fraktion SP und Gewerkschaften um Unterstützung. 

 

Judith Ricklin, SVP: Am Programm Erasmus+ nehmen alle Mitgliedstaaten der EU sowie 

weitere europäische Länder teil. Leider wurde die Schweiz 2014/2015 wegen der Nichtun-

terzeichnung des Personenfreizügigkeitsabkommens mit dem EU-Neumitglied Kroatien in 

Folge der angenommenen Masseneinwanderungsinitiative vom Mitgliedsland auf den Sta-

tus eines Partnerlands zurückgestuft. Erasmus+ biete mit dem Mobilitätsprogramm weit 

mehr als lernen an anderen Unis, so wird geworben. Das Angebot fördere die Möglichkei-

ten auf niederschwellige Art und Weise. Das Selbstbewusstsein, die eigene Anpassungs-

fähigkeit, das Erlernen einer neuen Sprache, das Engagieren in einem freiwilligen Projekt, 

Toleranz, Offenheit. Es kann erlebt werden, dass man Dinge auch anders anpacken und 

umsetzen kann: Bei jungen Menschen reife während eines Auslandaufenthaltes die Per-

sönlichkeit und die Resilienz. Diese Fähigkeiten seien auf der ganzen Welt gefragt. Ja, 

man kann dazu sagen, es ist genau die Art von Bildung, die übrigbleibt, wenn man das, 

was man in der Schule gelernt hat, vergessen hat. Wir Schweizerinnen und Schweizer 

sind stolz auf unser Bildungssystem, bei dem alle Kinder und Jugendlichen die Möglichkeit 

haben, die Volksschule zu besuchen, nach der obligatorischen Schulzeit eine weiterfüh-

rende Schule, ein Praktikum oder die Lehre zu absolvieren und danach ein Studium oder 

eine Anstellung im erlernten Beruf zu ergreifen. Die Schweiz hat, nachdem sie von Eras-

mus+ ausgeschlossen wurde, sofort eine Ersatzlösung kreiert, damit unsere Studentinnen 
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und Studenten dennoch gefördert beziehungsweise ihr Nachteil abgefedert werden kann. 

Dass die Ersatzlösung als solche spürbar ist, ist nachvollziehbar, denn es ist wie mit Kof-

fein, längerfristig ersetzt es nicht den Schlaf. Und so ersetzt die Schweizer Lösung Eras-

mus+ nicht, denn Austausch und Zusammenarbeit funktionieren nicht im Alleingang. Man 

muss aber auch klar kritisieren, dass Bildung und Forschung von Seiten der EU als Spiel-

ball politischer Verhandlungen herhalten müssen. Es ist der Sache nicht würdig, wenn die 

EU damit auf die Schweiz Druck ausübt. Und Druck ausüben heisst: Es geht nicht um 

Bildungsinhalte, sondern um Geld, viel Geld, denn bereits vor der Volksabstimmung vom 

9. Februar 2014 zur eidgenössischen Volksinitiative "Gegen Masseneinwanderung" hat 

Brüssel der Schweiz mitgeteilt, dass mehr Mittel erwartet werden, als das Parlament be-

schlossen hatte. Die Kosten hätten den vorgesehenen finanziellen Rahmen der Schweiz 

gesprengt. Sollte die EU weiterhin an ihrer Berechnungsgrundlage anhand des Bruttoin-

landproduktes festhalten, wird die Teilnahme der Schweiz an Erasmus+ teuer – sehr teuer. 

Während sich das Budget der Schweizer Lösung für vier Jahre auf rund 200 Mio. Franken 

beläuft, könnte eine Voll-assoziierung an Erasmus+ für sieben Jahre 1 Mia. Franken kos-

ten. Ist es wirklich notwendig, dass man den Rolls-Royce der Bildung fährt? Höhere Bil-

dungsabgaben und höhere Bildungsausgaben korrelieren nicht automatisch mit einer bes-

seren Bildung. Vielmehr sollte der Fokus auf die effiziente Mittelverwendung gelegt wer-

den, vor allem auch, wenn das Geld ins Ausland fliesst. So hat die Schweiz mit der Son-

derlösung einen guten Weg gefunden, Effizienz zu gewährleisten und die Ausgaben in 

entsprechende Relation zu setzen. Es darf erwartet werden, dass sich Studentinnen und 

Studenten ihre besonderen Erlebnisse im Ausland, welche über die Sonderlösung hinaus-

gehen, selbst finanzieren. Ich komme zum Schluss. Die Schweiz ist seit 2014 nicht mehr 

Programmland von Erasmus+, sondern ein Partnerland. Damit Schweizer Institutionen 

weiterhin mit den Programmländern von Erasmus+ zusammenarbeiten können, hat der 

Bundesrat eine Schweizer Lösung verabschiedet. Mit diesem Schweizer Programm zu 

Erasmus+ wird die Zusammenarbeit von Personen und Institutionen aus der Schweiz mit 

Programmländern von Erasmus+ gefördert. Um die Gegenseitigkeit zu gewähren, wird 

auch der Aufenthalt von Personen aus Erasmus+-Ländern in der Schweiz finanziell unter-

stützt. Zudem werden seit 2023 Auslandaufenthalte weltweit gefördert. Diese Art der Un-

terstützung nennt sich Effizienz von In- und Output. Deswegen wird die SVP-Fraktion die 

Motion mit einer kleinen Mehrheit als nicht erheblich erklären. 

 

Regierungsrätin Denise Neuweiler: Vielen Dank für die vielen unterstützenden Voten zu 

dieser Motion. Ich fange an mit einer kurzen Bemerkung zum Votum vom Kantonsrätin 

Judith Ricklin. Es ist richtig, dass die Schweiz den Status als Drittland bei Erasmus+ hat, 

und es ist auch richtig, dass wir im Moment ein Budget von 200 Mio. Franken haben, weil 

wir nicht voll assoziiert sind. Und es ist tatsächlich davon auszugehen, dass bei einer Vol-

lassoziierung mehr Kosten verursacht werden. Jedoch: Die Bildung für unsere Zukunft, für 

unsere Jungen, die sollte uns das wert sein. Es ist ein "return of invest". Weiter muss 
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bedacht werden, dass die Schweiz mit einer Assoziierung nicht nur Zahlerin ist, sondern 

– Kantonsrat Simon Vogel hat es gesagt – sich auch bei der Gestaltung der Projekte ein-

bringen und mitreden kann. Das Programm steht allen Organisationen offen. Dazu gehört 

auch die berufliche Bildung, die in der Schweiz mit ihrem dualen Bildungssystem einen 

hohen Stellenwert hat. Ebenfalls profitieren die Lehrtätigkeit und die Bereiche von Jugend 

und Sport. Wie in der Beantwortung der Motion dargelegt, ist die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit zentral. Eine Mitgliedschaft bei Erasmus+ erleichtert den Zugang zu Bil-

dungseinrichtungen, fördert den Austausch und stärkt damit auch die Thurgauer Wirt-

schaft, welche von den geschaffenen grenzüberschreitenden Netzwerken profitieren kann. 

Das grösste Gut der Schweiz ist die Bildung. Sie ist unser Rohstoff, unsere grösste Res-

source für den Werkplatz Schweiz. Eine starke Vernetzung von Bildung, Ausbildung und 

Arbeitstätigkeit, die über Grenzen hinaus besteht, muss in jeder Hinsicht gefördert und 

unterstützt werden. Es ist, wie Kantonsrat Felix Meier sagte, ein Vorstoss, der auf die Zu-

kunft abzielt; auf die Zukunft unserer Nachkommen. Ich danke Ihnen für die Unterstützung 

der Motion. 

 

Diskussion – nicht weiter benützt. 

 

 

Beschlussfassung: 

 

Abstimmung: 

Die Motion wird mit 99:11 Stimmen bei 2 Enthaltungen erheblich erklärt. 

 

Präsident: Das Geschäft geht somit an den Regierungsrat zur Ausarbeitung des Be-

schlussesentwurfs für die Einreichung der Standesinitiative. 
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